
rufen gaben Warken und Bachmann darauf eine Antwort: ,,In eine der jetzt bestehen¬
den Parteien werde ich nicht als Mitglied eintreten. Meine Stimme wird immer aufSeite
derjenigen sein, welche für die Verbesserung der Verhältnisse des Arbeiterstandes stim¬
men“. Außerdem sprachen sie sich für die Verbesserung der Arbeiterschutz- und der
Sozialversicherungsgesetze aus, sie forderten die ,,Aufhebung aller Ausnahmegesetze“
und boten sich auch als Interessenvertreter des ,,kleinere(n) Beamtenstand(es)“ an

7
. Die

Kandidatur war der Versuch, den wiederaufgelebten Petitionismus unmittelbar ins
Parlament zu tragen. Außerdem erhofften sich Warken und Bachmann nach ihrer Ver¬
urteilung im Beleidigungsprozeß im Falle einer Wahl die Aufhebung ihrer Gefängnis¬
strafen, mit Sicherheit aber einen Aufschub der Haft; auch die Abgeordnetenimmuni¬
tät dürfte bei ihrer Kandidatur eine Rolle gespielt haben. ZurWahlagitation baten beide
um Urlaub, doch die Berginspektion IX lehnte ab. Als Warken und Bachmann trotz¬
dem mehrere Schichten versäumten, wurden sie „wegen Feierns ohne Urlaub“ entlas¬
sen 8

, diesmal endgültig.
In ihren Versammlungen betonten Warken, Bachmann und ihre Wahlhelfer immer
wieder die überparteiliche Kandidatur. ,,Sie seien Demokraten und wollten mit der So¬
zialdemokratie nichts zu schaffen haben“ 9 , hieß es in ihrem Schreiben an die ,,Frank¬
furter Zeitung“. ,,Bei der Reichstagswahl dürfen nur Männer gewählt werden, die für
den Arbeiter sprechen, aber keine Sozialdemokraten. Es muß eine neue Gesetzgebung
geschaffen werden, die sociale Frage muß der Arbeiter lösen, nicht die Herren, welche
die Arbeit nicht kennen“ 10

11

, hatte Warken bereits am 17. November 1889 in Illingen er¬

klärt, und in diesem Tenor war jetzt die gesamte Wahlagitation gehalten. Immer wieder
stellten Warken und Bachmann die Lösung der ,,Magenfrage“ ins Zentrum ihrer Aus¬
führungen, grenzten sich gleichzeitig von Religionsfeindlichkeit ab und demonstrierten
mit Kaiserhochs ihre patriotische Gesinnung. ,,Religion müsse jedermann haben; wenn
der Arbeiter jedoch aus der Kirche käme, hätte er noch nichts im Leibe“ x \ meinte War¬
ken am 17. Februar 1890 in Gersweiler, und Roll sprach in der zentralen St. johanner
Wählerversammlung am 2. Februar die programmatischen Worte: ,,Die Arbeiterpartei
achte jede religiöse Überzeugung und stehe fest zu Kaiser und Reich. Sie werde die
reichstreue Partei der Zukunft sein“ 12

. Die Ablehnung der bisherigen Abgeordneten
Pfaehler und Stumm lag dementsprechend auf betrieblicher und politischer, nicht auf
ideologischer Ebene. Pfaehler warf man beispielsweise vor, ,,unsere heiliges Recht ver¬
nichten“ zu wollen 13

, da ,,unter seinem Regiment auf Inspektion V die eisernen Thore
errichtet wurden“ 14

.

Obwohl die beiden ,,Arbeiterkandidaten“ ständig ihren religiösen und patriotischen
Standpunkt betonten, erklärten die Kartellparteien dies als schlichte Maskerade, weil

7 TLZ vom 25. 1. 1890 (Nr. 24).
8 NVZ vom 11. 3. 1890 (Nr. 58). PK Brasch an BM Ludwig/NK vom 23. 3. 1890, Abschrift
LHAK 442/4169. Vgl. Nasse/BWD an OBA vom 23. 1. 1890, LASB 564/770, 226.

9 TZ vom 7. 2. 1890 (Nr. 37).
10 BM Argelander/Illingen an LR vom 17. 11. 1889, Abschrift LHAK 442/4138. Ähnlich in

Klarenthal am 26. Januar 1890, Gemeindevorsteher Krämer/Klarenthal an LR vom 27. 1.
1890, KrASB S/4, Abschrift LHAK 442/4169.

11 BM Mainz/Gersweiler an LR vom 19. 2. 1890, KrASB S/4.
12 PK Utecht an BM Neff/St. Johann vom 3. 2. 1890, Abschrift LHAK 442/6653, 775 — 786.

TLZ vom 4. 2. 1890 (Nr. 33). SZ vom 3. 2. 1890 (Nr. 28). SJZ vom 3. 2. 1890 (Nr. 29). SBZ
vom 4. 2. 1890 (Nr. 29).

13 BM Pickard/Püttlingen an LR vom 23. 2. 1890, KrASB S/4. Ähnlich in Neunkirchen am 12.
Februar, vgl. NVZ vom 13. 2. 1890 (Nr. 36) und SBZ vom 13. 2. 1890 (Nr. 37).

14 TLZ vom 4. 2. 1890 (Nr. 33).
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